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E-Fuels und synthetische Kraftstoffe für eine effiziente Klimapolitik

Das Erreichen der Agenda-2030-Ziele für nachhaltige Entwicklung liegt in glo-
baler Verantwortung. Dies gilt auch für die Umsetzung einer effizienten und 
weltweit realisierbaren Klimapolitik. Die Zusammenarbeit mit den Entwick-
lungsländern und das gemeinsame Agieren auf globaler Ebene sind demnach 
von großer Bedeutung. 185 Länder haben das Pariser Klimaabkommen ratifi-
ziert. Nun geht es darum, international abgestimmt Emissionen zu reduzieren.
Im siebten der 17 Nachhaltigkeitsziele geht es darum, den Zugang zu bezahlba-
rer, verlässlicher, nachhaltiger und zeitgemäßer Energie für alle zu sichern. Das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) fördert zurzeit in mehr als 50 Ländern Energievorhaben und unterstützt 
seine Partnerländer dabei, ihre Energiesysteme umzustellen (www.bmz.de/de/
themen/energie/deutsches_engagement/index.html). 2018 förderte das Ministe-
rium 91 Vorhaben im Bereich der technischen Zusammenarbeit. Im Bereich der 
finanziellen Zusammenarbeit sind seit 2014 258 Vorhaben vereinbart worden 
(nach Auskunft des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung).
Neue Formen der Energiegewinnung müssen praktikabel und effizient sein. 
Eine Option sind dabei die sogenannten E-Fuels. Diese werden mittels regene-
rativ erzeugten Strom aus Wasser und CO2 hergestellt und können etwa im Ver-
kehrssektor weltweit Anwendung finden. Ein Vorteil ist, dass die bestehenden 
Verbrennungsmotoren den synthetischen Kraftstoff tanken können und dafür 
auch das bereits existierende Tankstellennetz genutzt werden könnte. Kraftfahr-
zeuge mit herkömmlichen Diesel- und Benzinmotoren könnten dadurch CO2-
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neutral betrieben werden (www.welt.de/wirtschaft/article191319329/E-Fuels-
oder-Elektroautos-Die-Verkehrswende-wird-zur-Glaubensfrage.html).
Die Entwicklungszusammenarbeit kann nach Ansicht der Fragesteller in die-
sem Zusammenhang eine relevante Rolle spielen. In vielen Produktionsländern 
sind die Stromgestehungskosten sehr gering. E-Fuels könnten an vielen geeig-
neten und entwicklungspolitisch interessanten Standorten, wo eine hohe Ver-
fügbarkeit von Sonnenenergie besteht, günstig hergestellt und auch gut trans-
portiert werden. Die Länder, in denen E-Fuels künftig produziert werden, hel-
fen als Lieferanten nicht nur Deutschland dabei, CO2 einzusparen, sondern pro-
fitieren auch selbst, vor allem durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze, einer 
daraus resultierenden Stärkung der Wirtschaft und durch die Entlastung von 
Emissionen im Verkehr. Denn die Elektrifizierungsstrategie, die selbst für In-
dustriestaaten in puncto technischer Umsetzbarkeit und Umweltwirkung frag-
würdig ist, ist nach Ansicht der Fragesteller für Entwicklungsländer schlicht 
unrealistisch. Die stärkere Unterstützung von Schwellen- und Entwicklungs-
ländern beim Aufbau einer klimaeffizienten Energieversorgung ist auch mit 
Blick auf das legitime Ansinnen dieser Länder nach Wirtschaftswachstum drin-
gend erforderlich. Jedes vierte der 71 Nicht-OECD-Länder (OECD = Organisa-
tion für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) hat einer Unter-
suchung zufolge noch kein CO2-Ziel verabschiedet, nur 18 Prozent verfolgen 
überhaupt eine aktive Klimaschutzpolitik (www.uniti.de/images/PDF/publikati
o n e n / M a g a z i n e / G e s a m t _ P D F _ e n e r g i e + M i t t e l s t a n d
%2001_2018_2018-06-21_16-29-32_low.pdf).
Wenn die Bundesregierung an ihren Vorhaben festhalten will, die globalen Kli-
maschutzziele zu erreichen, sollte Deutschland nach Ansicht der Fragesteller 
auf multilaterale Entwicklungszusammenarbeit setzen. Mehrfach betonte die 
Bundesregierung bereits, dass das Thema der synthetischen Kraftstoffe ein 
wichtiges und zukunftsträchtiges sei. So machte der Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Gerd Müller während der Regie-
rungsbefragung am 5. Juni 2019 mit seiner Antwort auf die Nachfrage des Ab-
geordneten Till Mansmann deutlich, wie wichtig das Thema der erneuerbar er-
zeugten flüssigen Kraftstoffe für die Bundesregierung zu sein scheint: „Metha-
nol als synthetischen Kraftstoff sehe ich als die Zukunft im Bereich unserer 
Kraftstoffe. Davon können wir profitieren, der Klimaschutz profitiert, und Afri-
ka schafft Wertschöpfung für seine Wirtschaft“ (Plenarprotokoll 19/103, Steno-
grafischer Bericht, 103. Sitzung Berlin, Mittwoch, den 5. Juni 2019, S. 12540). 
Aus der Antwort der Bundesregierung auf die Nachfrage des FDP-
Abgeordneten Till Mansmann zur Priorität der Anrechnung von erzeugten flüs-
sigen Kraftstoffen hinsichtlich der Flottenverbrauchsrechnung in Europa ging 
zudem hervor, dass die Bundesregierung sich für „eine Anrechnung erneuerbar 
erzeugter Kraftstoffe auf die CO2-Zielwerte der Fahrzeuge bzw. einen Auftrag 
an die Europäische Kommission eingesetzt“ habe und hierfür eine Anrech-
nungsmethode entwickeln würde (Aktenzeichen: L 11 – 154/4/4-01; 103. Sit-
zung). Aus Sicht der Fragesteller wird der Beitrag, den E-Fuels und syntheti-
sche Kraftstoffe für eine effizientere Klimapolitik leisten können, jedoch noch 
nicht hinreichend genutzt.

Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Wie plant die Bundesregierung, Investitionsanreize für Klimaschutzprojek-

te in Schwellen- und Entwicklungsländern zu setzen?
Welche Rolle spielen E-Fuels dabei?
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 2. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, zur Verbesserung des Aus-
baus der erneuerbaren Energien und der Green-Economy-Strukturen in den 
Schwellen- und Entwicklungsländern, insbesondere hinsichtlich E-Fuels, 
durchzuführen?

 3. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bereits ergriffen, um ein glo-
bales CO2-Bepreisungssystem zu initiieren?

 4. Welche Regelungen des Transports und der Nutzung von Treibstoffen sind 
für E-Fuels problematisch beispielsweise hinsichtlich der Nutzung militär-
ischer Infrastruktur?

 5. Welche Regeln gelten speziell für die Nutzung des Central Europe Pipeline 
Systems (CEPS) hinsichtlich des Transports von synthetischen Kraftstof-
fen, und welche politischen Gremien sind dafür zuständig?

 6. Welche Projekte zur Förderung der Herstellung von E-Fuels hat die 
Bundesregierung bereits in den EZ-Partnerländern (EZ = Entwicklungszu-
sammenarbeit) umgesetzt?

 7. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zu treffen, um das Gewin-
nen von erneuerbaren Energien und konkret E-Fuels marktfähiger zu ma-
chen?

 8. Welche „neuen Instrumente zur Förderung von Sprunginnovationen“, wie 
sie im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD angekündigt wor-
den sind, wurden bereits eingerichtet, und inwiefern wurde und wird die di-
rekte Forschungsförderung des Bundes „stärker auf den Wissens- und 
Technologietransfer in die Wirtschaft“ ausgerichtet (Koalitionsvertrag, 
S. 34)?

 9. Durch welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung ihr Vorha-
ben zur Unterstützung der „Entwicklungs- und Schwellenländer bei ihren 
Anstrengungen im Klimaschutz und bei der Anpassung an den Klimawan-
del sowie beim Schutz der biologischen Vielfalt“ im Hinblick auf das Er-
zeugen von E-Fuels (Koalitionsvertrag, S. 161) bereits realisiert?

10. Wie hoch waren die Ausgaben für Umweltforschung in den vergangenen 
zehn Jahren, und wie viel wurde für die Forschung von E-Fuels ausgege-
ben?

11. Welche Relevanz wird E-Mobilität nach Einschätzungen der Bundesregie-
rung in den EZ-Partnerländern Marokko, Tunesien, Libyen, Nigeria und in 
Algerien in Zukunft haben?

12. Wie viele Liter synthetischen Kraftstoffes könnten nach Schätzungen der 
Bundesregierung bis 2030 in EZ-Partnerländern produziert werden?

13. Wie hoch liegen aktuell die Investitionskosten der Bundesregierung für die 
Herstellung von synthetischen Kraftstoffen in den EZ-Partnerländern?

14. Wie hoch liegen aktuell die Ausgaben der Bundesregierung für die Ener-
gieerzeugung in den EZ-Partnerländern, und wie viel Energie, die nach 
Deutschland transportiert wird, wird dort derzeit hergestellt?

15. Welche Fortschritte konnte die Bundesregierung bei der angekündigten 
Entwicklung der Anrechnungsmethode für erneuerbar erzeugte Kraftstoffe 
hinsichtlich der Flottenverbrauchsrechnung machen?

16. Welches Ergebnis resultierte aus dem Einsatz der Bundesregierung für die 
Anrechnung erneuerbar erzeugter Kraftstoffe auf die CO2-Zielwerte der 
Fahrzeuge beziehungsweise aus dem Auftrag an die Europäische Kommis-
sion?
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17. Welche BMZ-Projekte zur Herstellung synthetischer Kraftstoffe laufen be-
reits in Afrika, nachdem der Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung Gerd Müller die Relevanz synthetischer Kraft-
stoffe für den globalen Klimaschutz und für die wirtschaftliche Entwick-
lung Afrikas herausstellte?

18. Wie ist die Verhandlungsposition und Verhandlungsstrategie der Bundes-
regierung hinsichtlich der Frage, wie deutsche Investitionen in CO2-
Reduktionen im Ausland auf den deutschen CO2-Ausstoß unter Berück-
sichtigung des Pariser Abkommens angerechnet werden?

Berlin, den 26. November 2019

Christian Lindner und Fraktion
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